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„Das kostet die Bürger 200 Millionen Euro mehr“

VON FLORIAN SCHLECHT

TRIER/MAINZ Bis 2024 will Rhein-
land-Pfalz hohe Einmalzahlungen 
für Anlieger verbieten, wenn Kom-
munen ihre Straßen ausbauen. 
Schicksale, bei denen arme Omas 
und junge Familien ihr mühsam Er-
spartes auf den Kopf hauen müssen, 
um Schlaglöcher vor der Haustür zu 
flicken, sollen dann Geschichte sein. 
Der rheinland-pfälzische Steuerzah-
lerbund um Präsident Rainer Brüder-
le attackiert die Ampelkoalition im 

Land nun aber scharf. Geschäftsfüh-
rer René Quante kritisiert, die Regie-
rungsparteien verzichteten absicht-
lich darauf, ein Preisschild an die 
geplante Reform zu hängen. Geht es 
nach dem Steuerzahlerbund, wach-
sen die gesamten Belastungen für 
Bürger rasant an, wenn das Land 
künftig auf wiederkehrende Beiträge 
setzt. Denn diese werden auf mehre-
ren Schultern verteilt. „Das Motto der 
Landesregierung heißt: Mehr Leute 
können auch eine größere Last tra-
gen“, sagt Quante, der zum Rechen-
schieber griff, um die Behauptung zu 
beweisen.
Der Steuerzahlerbund sagt: Bis zu 
200 Millionen Euro pro Jahr drohen 
rheinland-pfälzischen Anliegern 
nach der Reform zusätzlich an Kos-
ten, wenn alle Kommunen sie künf-
tig bei wiederkehrenden Beiträgen 
mit dem höchsten Anteil zur Kasse 

bitten sollten. Kurios: Bei der Sum-
me lehnen sich die Steuerzahler an 
von ihnen selbst als „astronomisch“ 
bezeichnete Schätzungen des Ge-
meinde- und Städtebundes an, der 
die Kosten des jährlichen kommuna-
len Straßenausbaus mittelfristig mit 
bis zu 600 Millionen Euro pro Jahr be-
rechnet habe, wie Quante kritisiert.
Der Steuerzahlerbund geht dage-
gen von 50 Millionen Euro aus, die 
der kommunale Straßenbau in Städ-
ten und Dörfern jedes Jahr braucht. 
„Stellt das Land auf wiederkehrende 
Beiträge um, entstehen aber selbst 
dann Mehrkosten von vier bis 17 Mil-
lionen Euro“, rechnet Quante, der 
von einer „erheblichen Belastung“ 
spricht, „egal, wie man es dreht und 
wendet“. Er fordert, die Straßenaus-
baubeiträge abzuschaffen und das 
Land dafür zahlen zu lassen.
Die Folgen der Reform malt Quan-
te am Beispiel der Eltzstraße in 
Trier-Pfalzel aus. „Statt bei einem 
Anliegeranteil von 50 Prozent etwa 
813 400 Euro an einmaligen Ausbau-
beiträgen von 48 Anliegern zu erhe-
ben, sollen rund 1400 Anlieger in 
Trier-Pfalzel für das Eltzstraßen-Pro-
jekt bei einem Anlieger-Anteil von 70 
Prozent insgesamt 1 138 760 Euro an 
wiederkehrenden Beiträgen aufbrin-
gen“, sagt er. Die durchschnittliche 
Beitragshöhe je Anlieger sinke so 
zwar von 17 000 auf rund 810 Euro. 
Die Belastung aller Betroffenen stei-
ge in der Summe aber insgesamt um 
325 000 Euro. „Trier bietet einen bit-
teren Blick auf die Ampel-Reform“, 
sagt Quante.
SPD, FDP und Grünen wirft er vor, 
den Investitionsstau kommunaler 
Straßen „im noch stärkeren Maße 

auf die Anlieger abzuwälzen“. Ralf 
Schönfeld, Verbandsdirektor von 
Haus und Grund, wirft der Ampel-
koalition „Etikettenschwindel“ vor. 
„Anliegerbeiträge entsprechen nicht 
mehr dem Zeitgeist, weil alle Men-
schen auf Straßen fahren dürfen“, 
sagt er. Der Verband Wohneigentum 
spricht gar von einer „Ampel-Steu-
er“, die Anliegern entstehe.
Von den Regierungsfraktionen heißt 
es in einer gemeinsamen Stellung-
nahme: „Eine pauschale Prognose 
darüber, wie sich die Gemeindean-
teile in künftigen Abrechnungsein-
heiten verändern werden, kann nie-
mand seriös treffen.“ Es komme 
dabei immer auf die tatsächlichen 
Verkehrsflüsse vor Ort an. Karl-Heinz 
Frieden, Geschäftsführer des rhein-
land-pfälzischen Gemeinde- und 

Städtebundes, wirft dem Steuerzah-
lerbund eine „Milchmädchenrech-
nung und Verdummung der Leu-
te“ vor. Die Straßenausbaubeiträge 
auf mehrere Schultern zu vertei-
len, sei eine „sozial verträgliche Lö-
sung“, sagt Frieden und nennt ein 
Beispiel, wie Beiträge helfen könn-
ten: Sein Heimatdorf Nittel im Land-
kreis Trier-Saarburg habe unter ihm 
als Ortsbürgermeister schon 1991 
auf wiederkehrende Beiträge um-
gestellt. „In den 29 Jahren sind na-
hezu alle Straßen erneuert worden, 
was zur guten Entwicklung von Nit-
tel beigetragen hat“, sagt Frieden. Es 
brauche nach wie vor Ausbaubeiträ-
ge, kommunale Straßen zu sanieren, 
von denen viele marode seien.
Der Vulkaneifeler CDU-Landtags-
abgeordnete Gordon Schnieder for-

dert wiederum, die Ausbaubeiträge 
abzuschaffen und Kommunen aus 
der Landeskasse zu entschädigen. 
Er sagt: „Die von der Ampelkoaliti-
on geplante Umstellung auf wieder-
kehrende Beiträge ist nicht mehr als 
ein teures Feigenblatt. Hier wird den 
Bürgern eine Entlastung vorgegau-
kelt, die es so nicht gibt.“ Bei wieder-
kehrenden Beiträgen drohten auch 
mehr Klagen von Anliegern, die nicht 
bereit seien, für den Straßenausbau 
zu zahlen.  René Quante verweist auf 
eine wachsende Zahl an Bundeslän-
dern, die Anlieger beim kommuna-
len Straßenausbau gar nicht mehr 
zur Kasse bitten (siehe Extra). Der 
Geschäftsführer des Steuerzahler-
bundes spottet: „Rheinland-Pfalz ist 
quasi das letzte Reservat für unbe-
lehrbare Beitragsbefürworter.“

Steuerzahlerbund 
kritisiert Reform der 
Ampelkoalition, die 
Kosten für kommunalen 
Straßenbau noch stärker 
auf Anlieger abwälze. 

Nach einer Auflistung des rhein-
land-pfälzischen Steuerzahlerbun-
des verzichten sieben Bundesländer 
darauf, kommunale Straßenaus-
baubeitrage zu erheben – Ba-
den-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Brandenburg, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Thüringen. 
In Sachsen-Anhalt sei das Aus be-
siegelt. Offen sei, ob es 2020 oder 
2021 greife. Nordrhein-Westfalen 
übernimmt die Hälfte der kommu-
nalen Straßenausbaubeiträge. Das 
Saarland, Hessen, Bremen, Nieder-

sachsen, Schleswig-Holstein und 
Sachsen stellten den Kommunen 
frei, Beiträge zu erheben.
Rheinland-Pfalz will bis 2024 hohe 
Einmalzahlungen verbieten und auf 
wiederkehrende Beiträge umstel-
len, die auf mehrere Schultern ver-
teilt sind. Für den einzelnen Anlie-
ger fallen Kosten daher niedriger 
aus. Das Land will Kommunen, die 
ihr System umstellen, bis Ende 
2023 mit 10,4 Millionen Euro ent-
lasten. Das Gesetz ist aber noch 
nicht durch den Mainzer Landtag. 
Eine Experten-Anhörung dazu ist 
am kommenden Mittwoch im rhein-
land-pfälzischen Innenausschuss.

Sieben Länder verzichten 
auf Straßenbeiträge

EXTRA

Wenn Straßen repariert werden, bitten die Kommunen in Rheinland-Pfalz die Anlieger zur Kasse. Flossen oft hohe Ein-
malzahlungen, soll sich das System ändern. Steuerzahlerbund und Eigentümern reicht das nicht. FOTO: DPA

Abgasskandal: Land und VW 
streiten um Gerichtsstand
MAINZ (dpa) Es spricht einiges da-
für, dass der juristische Streit zwi-
schen dem Land Rheinland-Pfalz 
und Volkswagen (VW) um Schaden-
ersatzforderungen nach dem Abgas-
skandal in Mainz weiterverhandelt 
wird. Die zuständige Richterin am 
Landgericht deutete am Freitag an, 
sich durchaus für zuständig zu hal-
ten. Entschieden wird dies voraus-
sichtlich aber erst in einigen Wochen. 
Die Richterin betonte auch, dass sie 
nach derzeitigem Stand grundsätz-
lich eine Schadenersatzpflicht auf 
VW-Seite sieht.

Das Land Rheinland-Pfalz verlangt 
wegen manipulierter Abgaswerte 
von VW Schadenersatz für insgesamt 
122 Fahrzeuge verschiedener Mar-
ken des Wolfsburger Konzerns, die 
unter anderem für die Polizei, den 
Landesbetrieb Mobilität oder Lan-
desforsten gekauft wurden. In dem 
am Freitag verhandelten Verfahren 
wurden zunächst exemplarisch vier 
Fahrzeuge abgetrennt, bei  denen 
beispielsweise die vertraglichen Be-
ziehungen genauer betrachtet wer-
den. Während das Land das Mainzer 
Landgericht in der Auseinanderset-
zung für zuständig hält, bezweifelt 
VW das.

Volkswagen hatte im September 
2015 nach Prüfungen von Behörden 
in den USA Manipulationen an den 
Abgaswerten von Dieselautos zuge-
geben. Die Software bestimmter Mo-
toren war so eingestellt, dass im tat-
sächlichen Betrieb auf der Straße 
deutlich mehr giftige Stickoxide aus-
gestoßen wurden als in Tests. Der Ab-
gasskandal zog zahlreiche juristische 
Auseinandersetzungen nach sich. 
Neben Rheinland-Pfalz fordert eine 
ganze Reihe anderer staatlicher Ebe-
nen ebenfalls Geld zurück, darunter 
mehrere Städte. Die Stadt Bonn und 
VW stehen sich beispielsweise vor 
dem Landgericht Bonn gegenüber. 
Nach früheren Angaben von Volks-
wagen klagt unter anderem auch die 
Stadt Baden-Baden auf Schadener-
satz, dies werde vor dem Landge-
richt Braunschweig verhandelt. Das 
Braunschweiger Oberlandesgericht 
hat die Musterfeststellungsklage des 
Verbraucherzentrale Bundesverban-
des (vzbv) für rund 445 000 Diesel-
kunden beschäftigt. Hier schlossen 
der Bundesverband und der Auto-
bauer einen gemeinsamen Vergleich.

Mehr Unterstützung für 
Schulen in Problemlagen
MAINZ (dpa) Wenn Kinder ohne Ba-
siskompetenzen in die erste Klasse 
kommen und Eltern kein Deutsch 
können, müssen Lehrer neue Kon-
zepte entwickeln. „Wir haben Kinder 
mit extrem geringer Merkfähigkeit“, 
sagt die Leiterin der Goethe-Grund-
schule in Mainz, Gabriele Erlen-
wein. Und daheim erhielten sie kei-
ne oder kaum häusliche Förderung. 
Für Schulen wie die Goethe-Grund-
schule hat Rheinland-Pfalz nun ein 
neues Schulentwicklungsprogramm 
gestartet: In zwei Runden werden 
jeweils 26 Schulen mit zusätzlicher 
Fortbildung, Beratung und Vernet-
zung unterstützt. Aus der Region 
Trier ist bislang keine Schule dabei.

„Wir möchten, dass wir auf neue 

Herausforderungen auch neue Ant-
worten finden“, sagte Bildungsmi-
nisterin Stefanie Hubig (SPD) am 
Freitag in Mainz. Das Programm 
„S hoch vier: Schule stärken, star-
ke Schule!“ hat das Ministerium zu-
sammen mit der Wübben-Stiftung 
in Düsseldorf, dem Pädagogischen 
Landesinstitut und der Aufsichts- 
und Dienstleistungsdirektion (ADD) 
entwickelt. „Schule hat sich verän-
dert“, sagte Hubig. „Lehrkräfte ste-
hen jeden Tag vor Herausforde-
rungen, die eher größer als kleiner 
werden.“ Rheinland-Pfalz sei in ver-
gleichenden Untersuchungen das 
Land, in dem soziale Herkunft am 
wenigsten ausschlaggebend für den 
Bildungserfolg sei.

Anzeige

Mit einfachen Maßnahmen können auch Sie helfen, sich selbst und andere vor Ansteckungen zu schützen, Krankheits-

zeichen zu erkennen und Hilfe zu finden.

Schützen!
Halten Sie beim Husten oder Niesen größtmöglichen Abstand – drehen Sie sich am besten weg. Niesen Sie in die Arm-

beuge oder in ein Papiertaschentuch, das Sie danach entsorgen. Vermeiden Sie Berührungen, wenn Sie andere Menschen

begrüßen, und waschen Sie Ihre Hände regelmäßig und gründlich mindestens 20 Sekunden lang mit Wasser und Seife.

Erkennen!
Erste Krankheitszeichen sind Husten, Schnupfen, Halskratzen und Fieber. Einige Betroffene leiden zudem an Durchfall.

Bei einem schweren Verlauf können Atemprobleme oder eine Lungenentzündung eintreten. Nach einer Ansteckung

können Krankheitssymptome bis zu 14 Tage später auftreten.

Handeln!
Haben Sie sich in einem Gebiet aufgehalten, in dem bereits Erkrankungsfälle mit dem neuartigen Coronavirus aufgetreten

sind? Sollten innerhalb von 14 Tagen die oben beschriebenen Krankheitszeichen auftreten, vermeiden Sie unnötige

Kontakte zu weiteren Personen und bleiben Sie nach Möglichkeit zu Hause. Kontaktieren Sie Ihre Hausärztin oder Ihren

Hausarzt per Telefon oder wenden Sie sich an die Nummer 116 117 und besprechen Sie das weitere Vorgehen, bevor Sie
in die Praxis gehen. Hatten Sie Kontakt zu einer Person mit einer solchen Erkrankung? Wenden Sie sich an Ihr zuständiges

Gesundheitsamt.

Aktuelle Informationen
zum Coronavirus

Alle Informationen unter:

www.infektionsschutz.de


